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Es gilt das gesprochene Wort!

Anrede

ich danke Ihnen herzlich, dass Sie heute zu uns ins Stuttgarter Staatstheater gekommen sind und wünsche Ihnen ein gutes, glückliches und vor allen Dingen ein gesundes neues Jahr. Die Mühen, die Sie auf sich genommen haben, um heute an unserer traditionellen Kundgebung teilzunehmen, werden nicht nur mit hoffentlich wichtigen liberalen Erkenntnisgewinnen belohnt. Ihr Besuch lohnt sich in diesen Zeiten auch ganz handfest. Sie sitzen im Warmen und Trockenen und sparen Heizkosten und Strom. Beides ist schließlich wieder einmal seit dem 1. Januar teurer geworden. Die Raucher unter Ihnen sparen die erhöhte Tabaksteuer, denn hier im Saal gilt absolutes Rauchverbot. Und Sie sparen Zeit und Nerven, denn der Hausbau, den Sie vielleicht planen, den können Sie sich mit dieser Bundesregierung sowieso nicht mehr leisten.

Diese Regierung erhöht Steuern auf Benzin, auf Gas, auf Dienstwagen, auf Zahnersatz, sogar auf Blumen. Sie verteuert das Futter in der Landwirtschaft, sie kürzt die Eigenheimzulage und langt bei der Tabaksteuer zu. Die Beiträge zu den Sozialversicherungen steigen und gleichzeitig werden auch neue, höhere Schulden gemacht. Der niedersächsische Ministerpräsident Gabriel lässt Wahlplakate kleben, damit die Vermögensteuer wieder in Deutschland eingeführt wird. Wahlkampf als Klassenkampf mit Steuererhöhungen, das gibt es wohl nur noch in Deutschland. Und das gibt es wohl nur bei einem Ministerpräsidenten, der als Beruf Lehrer in der Erwachsenenbildung von ÖTV und IG Metall gelernt hat.

Der bekannte Historiker Prof. Arnulf Baring hat vor einigen Wochen die Bürger des Landes aufgerufen, gegen diese Politik auf die Barrikaden zu gehen. Vieles an der Analyse von Arnulf Baring ist richtig. Deutschland fällt im internationalen Wettbewerb immer weiter zurück. Seit acht Jahren haben wir das niedrigste Wirtschaftswachstum in der Eurozone. Die Zahl der Unternehmensinsolvenzen hat im vergangenen Jahr mit fast 40.000 einen neuen Rekordstand erreicht. Die durchschnittlichen Lohnzusatzkosten in Deutschland liegen deutlich über 40 % und Deutschlands Bildungssystem ist international bestenfalls Mittelmaß. Aber die zugespitzte Schlussfolgerung von Prof. Baring ist falsch. Deutschland wurde noch nie auf Barrikaden verändert. Deutschland verändert man mit der FDP. Dafür wollen wir größer werden und dafür müssen wir größer werden.

Ralf Dahrendorf hat 1968 in Freiburg hier in Baden-Württemberg gesagt:

"Unser Anspruch geht nicht dahin, als Koalitionspartner dem einen oder anderen das Leben ein bisschen schwerer zu machen. Unser Anspruch ist es vielmehr das Land zu regieren."

Das Ziel einer stärkeren FDP war nie Selbstzweck. Das Ziel war immer eine stärkere FDP für eine bessere Politik für unser Land. Das Ziel, Deutschland wieder auf einen besseren Weg zu bringen, war und ist der Kern unserer Strategie der Eigenständigkeit und Unabhängigkeit. Ich will, dass wir den Kurs einer wachsenden, selbstbewussten und eigenständigen FDP fortsetzen.

Der Liberalismus ist eine Alternative zu allen anderen politischen Geisteshaltungen in Deutschland. Wir Freie Demokraten sind eine eigene geistige Kraft. Wir haben unser eigenes politisches Anliegen. Wir werben für unseren eigenen Zukunftsentwurf, für unser eigenes Weltbild. Wir werben für unser eigenes, liberales Gesellschaftsverständnis. Alle anderen Parteien setzten bei jedem neuen Problem zunächst auf den Staat und vertrauen erst dann dem Bürger. Nur wir Liberalen vertrauen zuerst dem Bürger und erst dann dem Staat. Wir wollen selbstbewusste Staatsbürger und nicht abhängige Staatskunden.

Wir Freien Demokraten definieren uns nicht aus der Nähe oder aus der Ferne zu einer anderen Partei. Wir definieren uns nicht zuerst als Koalitionspartner von irgendjemanden. Nur einer anderen Partei zur Mehrheit zu verhelfen ist zu wenig, als dass es sich dafür zu kämpfen lohnt. Wir kämpfen für unsere liberalen Inhalte in den Parlamenten. Wir sind nicht das Stützrad einer anderen Partei. Koalitionen sind für uns Mittel zum Zweck. Und der Zweck heißt Freie Demokratische Politik zum Wohle der Menschen in Deutschland.

In Europa gibt es mittlerweile vier liberale Ministerpräsidenten. In Belgien, in Dänemark, in Estland und Slowenien. In Deutschland gab es liberale Ministerpräsidenten nach dem Krieg in Baden-Württemberg, Oldenburg und Sachsen-Anhalt. Überall in Deutschland werden Liberale zu Bürgermeistern und Oberbürgermeistern von kleinen, mittleren und großen Städten gewählt. Es ist eine Frage unseres Selbstverständnisses, dass wir uns nicht zuerst als Funktionspartei oder als Mehrheitsbeschaffer für andere verstehen, sondern dass wir den Anspruch, unsere Gemeinde, unsere Stadt, unser Bundesland, unser Land politisch zu prägen und zu führen, niemals aufgeben dürfen. Das mag die Konkurrenz verspotten. Das mögen Kommentatoren belächeln, bei denen ohnehin das rote oder das schwarze Parteibuch aus der Tasche lugt. Es muss gleichwohl unser Ziel bleiben, weil keine politische Geisteshaltung so sehr geeignet ist, Deutschland aus der Krise zu führen, wie der politische Liberalismus, der auf Freiheit und Verantwortung des Einzelnen setzt und der den entmündigenden, ja entwürdigenden Wohlfahrtsstaat in seine Grenzen weist.

Manche behaupten, die FDP müsse beliebig werden, wenn sie wachsen wolle. Manche sagen, dann zähle nur noch die Verpackung und nicht der Inhalt. Manche meinen gar, als Partei der Mitte, könne die FDP nicht größer werden. All dies ist falsch. Die Chance der Liberalen liegt in ihren Inhalten. Die Fragen der Zeit verlangen nach liberalen Antworten. Die eigentliche Richtungsfrage in Deutschland heißt nicht, geht dieses Land nach links oder nach rechts. Die Richtungsdebatte heißt: Wir müssen lernen, unsere Gesellschaft mit weniger Staat zu organisieren. Die Liberalen wurden stark im Kampf gegen den Obrigkeitsstaat. In unseren Zeiten kommt der Obrigkeitsstaat im anderen Gewand daher. Es ist der Steuerstaat, der Abgabenstaat, der Bürokratiestaat, der die Initiative des Einzelnen erstickt, den Bürgersinn unterfordert und die Freiheit Stück für Stück schleichend einsperrt.

Wenn die FDP wachsen will - und ich bin dafür, dass dies unser Ziel bleibt - dann muss sie den Kurs einer eigenständigen und unabhängigen Freiheitspartei fortsetzen. Sie muss sich am eigenen programmatischen Kompass orientieren.

Die Unzufriedenheit mit der derzeitigen Politik kommt aus der Mitte der Gesellschaft. Der Veränderungsdruck kommt aus der Mitte der Gesellschaft. Die Menschen zahlen immer mehr an den Staat. Aber je mehr die Bürger an den Staat zahlen, um so schwächer wird er. Aus dem wohlwollenden Vater Staat ist für viele ein teurer Versager geworden. Bei der inneren Sicherheit und der äußeren Sicherheit, der sozialen Treffsicherheit, dem Bildungssystem, der Verkehrsinfrastruktur oder der kulturellen Vielfalt - in all diesen Kernbereichen wird der Staat immer schlechter, obgleich die Steuern und Abgaben immer weiter steigen.

Dieses ist nicht nur das Grundgefühl der wirtschaftlich Erfolgreichen, die es geschafft haben. Dieses ist das Empfinden von Millionen Menschen in Deutschland, vermutlich sogar der Mehrheit der Menschen in unserem Lande.

So wie die liberale Politik vor wenigen Jahren noch als Turbokapitalismus, als soziale Kälte, als Weg in die Ellbogengesellschaft diffamiert wurde, so gilt unsere Politik heute, auch durch die Erfahrung der rot-grünen Regierungsjahre geprägt, als überzeugender Weg aus der Krise. Wir haben den Kurs gehalten, den wir mit unserem Grundsatzprogramm, den Wiesbadener Grundsätzen 1997 eingeschlagen haben. Aber die Gesellschaft ist heute aufgeschlossener denn je für liberales Gedankengut. Der gesunde Menschenverstand denkt heute liberal. Wir Liberale werden diese Chance nutzen, weil wir unserer Verantwortung in Deutschland ebenso gerecht werden wollen, wie dies zuvor unsere liberalen Schwesterparteien prägend in Europa getan haben.

Das setzt voraus, dass die FDP sich nicht einsperrt in ein Lager mit anderen Parteien und es setzt voraus, dass die FDP sich als Partei für das ganze Volk versteht. Die beiden großen deutschen Volksparteien haben die Demoskopie längst zum Maßstab ihrer Meinung werden lassen. Sie forschen zuerst, was vermeintlich ankommt und erst dann formulieren sie ihre Meinung. Die FDP als Partei für das ganze Volk ist eine Programmpartei. Ist eine Partei mit präzisen Zielen, charakterstarken Werten und ordnungspolitischen Vorstellungen, die aber weiß, dass ihre Politik gut ist für das ganze Volk und nicht nur für einige wenige. Ludwig Erhardt hat sein Buch einst "Wohlstand für alle" genannt. Und nicht Wohlstand für wenige. Liberale Wirtschaftspolitik ist gut für das ganze Volk und nicht alleine für diejenigen, die es schon geschafft haben. Unsere Steuersenkungspolitik hat doch nicht dickere Portemonnaies für einige Reiche zum Ziel, sondern die Schaffung von Arbeitsplätzen durch mehr Investitionen in Deutschland. Unsere Mittelstandspolitik dient doch nicht der berufsständischen Interessenvertretung, sondern will die wirtschaftliche Kraft unseres Landes verstärken. Unsere liberale Wirtschaftspolitik ist eine bessere Form von Arbeitnehmerpolitik als die ignorante Verkastung gewisser Gewerkschaftsfunktionäre. Liberaler ist sozialer, weil die soziale Leistungsfähigkeit eines Landes stets der ökonomischen Leistungsfähigkeit eines Landes folgt. Wer die ökonomische Basis eines Landes vernachlässigt, verliert beides: Die wirtschaftliche und soziale Gerechtigkeit. Gerechtigkeit im liberalen Sinne ist die soziale Gerechtigkeit für die, die Hilfe brauchen, aber auch die Leistungsgerechtigkeit für die, die diese Hilfe erwirtschaften sollen. Wir wenden uns an die Menschen, die wollen. Leistungsbereitschaft ist nicht das Privileg einer Einkommensklasse, sondern ist eine Haltung zum Leben. Der Liberalismus ist nicht eine Einkommensklasse, sondern in allen Bevölkerungsschichten zuhause. Die Liberalen wenden sich an alle im Volk und nicht nur an eine bestimmte Klientel.

Das sind doch die wahren Wurzeln des Selbstverständnisses unserer Partei seit der Heppenheimer Gründungsproklamation. Reinhold Maier, Theodor Heuss - sie haben sich nicht eingesperrt auf einer besonders edlen Etage der Gesellschaft. Sie waren für alle da, die freiheitlich denken und verantwortungsbewusst handeln wollen. Nicht ohne Grund heißen die Liberalen hier in Baden-Württemberg FDP/DVP - Freie Demokratische Partei und Demokratische Volkspartei. An diese beste Tradition der Freien Demokraten will ich anknüpfen: eine selbstbewusste, eigenständige und unabhängige Partei, die sich an alle Menschen wendet, die Freiheit zur Verantwortung wollen.

Diesen Weg einer eigenständigen und unabhängigen Partei für das ganze Volk werden wir fortsetzen. Er ist richtig und bleibt richtig, auch wenn wir bei der Bundestagswahl unter unseren Erwartungen und auch unter unseren Möglichkeiten geblieben sind. Wir haben, seitdem wir uns so neu aufgestellt haben, bei jeder Wahl hinzugewonnen. Bei den Kommunalwahlen konnten wir die Zahl der liberalen Mandatsträger auf 5000 erhöhen. Der langfristige Erfolg der FDP wird sich daran entscheiden, dass wir auch kommunalpolitisch wieder feste, stabile Standbeine in ganz Deutschland haben. Wir haben bei sämtlichen Landtagswahlen zugelegt. In Hamburg sind wir nach achtjähriger Abwesenheit in die Bürgerschaft zurückgekehrt. In Berlin konnten wir mit 9,9 % das beste Wahlergebnis seit 1954 erzielen. In Sachsen-Anhalt erreichten wir 13,3 %. In Mecklenburg-Vorpommern hat es zwar haarscharf nicht für 5 % gereicht, aber wir konnten 3,1 % gegenüber der letzten Landtagswahl hinzugewinnen. Vorher hatten wir bundesweit 48 Landtagsabgeordnete. In Hamburg, in Berlin und Sachsen-Anhalt sind bereits 38 dazugekommen. Mit den beiden Landtagswahlen in Hessen und Niedersachsen holen wir den Rest zu unserer Verdopplung. Und auch noch ein Wort zur Bundestagswahl. Natürlich haben wir uns ein besseres Ergebnis gewünscht. Ein Zuwachs von 1,2 %-Punkten stellt nicht zufrieden. Aber es ist ein besseres Ergebnis als 1994 und 1998. Und es ist ein Ergebnis, das wir aus eigener Kraft errungen haben. Bei den Erststimmen konnten wir die Grünen überholen und von 3 % auf knapp 6 % unser Wahlergebnis fast verdoppeln. Aber das beste ist, dass wir auch in allen neuen Bundesländern über die 5 %-Hürde bei der Bundestagswahl gesprungen sind. Die FDP ist eine der drei gesamtdeutschen Parteien, während die PDS sich als Regionalpartei Ost und die Grünen sich abermals als Regionalpartei West herausgestellt haben.

Und ich möchte auch ein Wort zur Mitgliederentwicklung sagen. Allein im vergangenen Jahr sind 8616 neue Mitglieder in die FDP eingetreten. So viele wie noch nie seit der Gründungsphase der FDP. Fast jeder zweite ist jünger als 35 Jahre. Unsere Mitgliederzahl ist damit nach den Abgängen um 2500 netto gewachsen. Während alle andere Parteien Mitglieder verlieren oder stagnieren, konnten wir einen starken Mitgliederzuwachs verzeichnen.

Weil ich in meinem Urlaub gehört habe, dass wieder mal das Totenglöcklein geläutet worden sei. Es ist das neunte Mal, dass ich auf dem Dreikönigstreffen spreche. Ich erinnere mich an andere Zeiten. Ich will nichts schöner malen als es ist. Aber es gab Jahre, da hätten wir von solchen Krisen nur geträumt.

Wir haben hervorragende Ausgangschancen für die beiden Landtagswahlen in Niedersachsen und in Hessen. In beiden Ländern ist die Freie Demokratische Partei programmatisch, strategisch und vor allen Dingen auch personell brillant aufgestellt. In beiden Ländern kann Rot-Grün nur mit einer starken FDP verhindert werden. Um dieses zu unterstreichen, hat die Freie Demokratische Partei sowohl in Hessen als auch in Niedersachsen eine Koalitionsaussage gemacht. Das ist kein Widerspruch zur Unabhängigkeitsstrategie. Koalitionsaussagen, ob wir sie machen und zu wessen Gunsten wir sie machen, richten sich stets danach, was das Beste für das Land ist. Und wenn der niedersächsische Ministerpräsident den Klassenkampf zum Wahlkampfinhalt macht, dann ist es nur vernünftig, wenn die Freien Demokraten hier auf Gegenkurs gehen. Und dass wir in Hessen eine der erfolgreichsten Landesregierungen bundesweit fortsetzen wollen, versteht sich meiner Meinung nach von selbst.

Entscheidend ist für die Freien Demokratische Partei die geistige Unabhängigkeit und die klare Erkennbarkeit der eigenen Programmatik.

Wir stehen auf Bundesebene vor großen politischen Herausforderungen. Wir gehen nach der Bundestagswahl als gestärkte Oppositionspartei an die Arbeit. Fünf Schwerpunkte halte ich dabei für notwendig.

1. Wir brauchen eine Erneuerung der sozialen Marktwirtschaft.

2. Die Reform der sozialen Sicherungssysteme verlangt auch unbequeme Wahrheiten.

3. Forschung, Bildung und Ausbildung legen die Grundlagen für den Wohlstand in unserer Zukunft.

4. Kontinuität und Verlässlichkeit bestimmen den Kurs der liberalen Außenpolitik.

5. Die Sicherung der inneren Liberalität braucht eine Wertedebatte in Deutschland.

1. Wir brauchen eine Erneuerung der sozialen Marktwirtschaft
Mehr als 4,2 Mio. Arbeitslose im Dezember, also 250.000 mehr als vor einem Jahr, das ist ein Offenbarungseid für die deutsche Wirtschaftspolitik. Fast 40.000 Unternehmensinsolvenzen und eine Prognose von vielleicht 1 % Wachstum für das Jahr 2003 machen klar: Der Aufschwung kommt nicht später. Er kommt mit dieser Wirtschafts-, Steuer- und Finanzpolitik überhaupt nicht. Deutschland befindet sich nicht in einer Konjunkturkrise, sondern in einer Strukturkrise. Deutschland braucht nicht noch mehr Steuern, noch mehr Staat und noch mehr Regulierung. Deutschland braucht eine grundlegende Kurskorrektur in Richtung weniger Steuern, weniger Staat und Deregulierung. Die rot-grüne Illusion, mit immer mehr Steuern und Abgaben bekäme der Staat die Mittel, um die Wirtschaft in Gang zu bringen und die sozialen Sicherungssysteme bezahlbar zu halten, ist geplatzt. Nur wer die Steuern senkt, Spielraum für Eigenverantwortung und Investitionen schafft, der bringt Deutschland wieder nach vorn. Hohe Steuern schaffen nicht hohe Staatseinnahmen, sondern hohe Arbeitslosigkeit und damit schlechte Staatsfinanzen. Die Bundesregierung hat sich trotz ihrer Steuererhöhungspolitik 2002 bei der Netto-Neuverschuldung um mehr als 60 % verschätzt. Das wäre so, wie wenn ich Sie heute zu Fünf-König begrüßen müsste.

Nur eine Erneuerung der sozialen Marktwirtschaft wird die Leistungskräfte in Deutschland wieder beleben. Eine Staatsquote von fast 50 %, das ist nicht soziale Marktwirtschaft, das ist die ungeplante Planwirtschaft. Und nur wenn wir an die Stelle der bürokratischen Staatswirtschaft wieder eine erneuerte soziale Marktwirtschaft setzen, kann sich die Dynamik der Menschen wieder entfalten und wird Wohlstand für alle wieder möglich. Das genaue Gegenprogramm hat der SPD-Fraktionsvorsitzende formuliert: "Weniger für den privaten Konsum - und dem Staat Geld geben, damit Bund, Länder und Gemeinden ihre Aufgaben erfüllen können."

Die FDP ist derzeit die einzige Partei, die konsequent auf Steuersenkung und Steuervereinfachung setzt. Wir wollen, dass die Staatsquote auf ein Drittel zurückgeführt wird. Die Gesamtbelastung der Bürger darf ein Drittel nicht übersteigen. Zweidrittel dessen, was der Bürger erwirtschaftet, muss im Durchschnitt auch beim Bürger verbleiben. In der Verfassung sollte eine Obergrenze für die Gesamtbelastung der Bürger durch Steuern und Abgaben verankert werden. Wer eine neue Steuer einführen will, soll dieses nur können, wenn er eine Zweidrittelmehrheit im jeweiligen Parlament für sich gewinnen kann. Neue Steuern einzuführen muss so schwierig werden wie eine Verfassungsänderung. Und die derzeit nicht mehr erhobenen Steuern müssen in Artikel 106 des Grundgesetzes gestrichen werden. Damit kann die Wiedereinführung überholter Steuern und Abgaben verhindert werden. Die Diskussion über die Vermögensteuer in den letzten Wochen belegt die Notwendigkeit einer solchen strukturellen Änderung.

Die radikale Steuersenkungs- und Steuervereinfachungspolitik braucht ihre Entsprechung auf der Ausgabenseite. Wir haben vorgerechnet, wie die Steuersenkungs- und Steuervereinfachungspolitik in Deutschland möglich werden kann. Die Subventionen müssen gezielt und linear gekürzt werden. Dazu zählt auch die degressive Ausgestaltung von Subventionen, sonst werden aus kurzfristigen Beihilfen Dauersubventionen, die ganze Wirtschaftszweige süchtig machen. Die Tatsache, dass in Deutschland mehr Geld für Subventionen als für Bildung ausgegeben wird, belegt die Vergangenheitsorientierung der deutschen Politik. Die Privatisierung muss vorangetrieben werden. Allein die Bundesebene hält etwa 400 Unternehmensbeteiligungen. In den nächsten vier Jahren muss mindestens die Hälfte der Unternehmensbeteiligungen vollständig privatisiert werden. Und wenn der Finanzminister sich nicht traut oder es nicht kann, dann soll eben eine private Unternehmensberatung mit Platzierungsvorschlägen beauftragt werden.

Wir brauchen Deregulierung und damit ist mehr gemeint, als ein Stündchen längere Ladenöffnungszeit. Zur Flexibilität zählt beispielsweise auch die Abkehr von starren Flächentarifverträgen. Wenn sich 75 % der Beschäftigten in einem Betrieb in geheimer Abstimmung mit ihrer Unternehmensführung auf eine Vereinbarung verständigen können, dann muss diese Vereinbarung auch gelten dürfen, ohne dass ein Gewerkschaftsfunktionär sein Veto einlegen kann. Und das ist vermutlich die schwierigste Klippe beim Projekt "Erneuerung der sozialen Marktwirtschaft". Seit Rot-Grün regiert hat der Einfluss der Gewerkschaftsfunktionäre auf die deutsche Politik überproportional zugenommen. Wir brauchen starke und gut organisierte Tarifparteien. Wenn aber im Deutschen Bundestag 75 % aller SPD-Bundestagsabgeordneten zugleich Gewerkschaftsmitglieder sind, dann ist der im Grundgesetz angelegte Interessensausgleich kaum noch möglich. Dann werden Staat und Politik zur Beute der Funktionäre. Zwölf Jahre nach der Deutschen Einheit werden wir die innere Einheit nur vollenden, wenn der Aufbau Ost durch eine marktwirtschaftliche Erneuerung in ganz Deutschland gelingt.

Die Wiederbelebung der sozialen Marktwirtschaft, das ist die Antwort auf die Globalisierung. Die Länder, die sich öffnen und marktwirtschaftliche Regeln einhalten, wachsen schneller. In Wahrheit sind Verlierer der Globalisierung diejenigen, die sich der Öffnung der Märkte entgegenstellen. Verlierer sind die, die sich abschotten. Wettbewerb und freier Welthandel sind die Grundlage für Wohlstand in allen Ländern der Welt.

Es gibt in Deutschland zwei Organisationen für junge Menschen, die zur Zeit wachsen. Das sind die Jungen Liberalen und Attac. Die einen kämpfen für die Chancen von Freiheit und Wettbewerb, die anderen thematisieren die Bedrohungen. Ich freue mich über das Engagement junger Menschen. Aber ich appelliere auch an die sogenannten Globalisierungsgegner bei Attac. Schauen Sie genau hin. Ist es wirklich der freie und faire Handel, der in einigen Ländern zu Wohlfahrtsverlusten führt? Nein, es sind die großen Industrieländer, die sich gegenüber den Entwicklungsländern abschotten und freien und fairen Handel unterbinden, um notwendigen inneren Reformen auszuweichen. Und es sind korrupte Regime in der Dritten Welt, die funktionierende Märkte in ihren Ländern verhindern, um Monopolgewinne einzustreichen. Freier und fairer Handel ist die Lösung, nicht das Problem.

Es ist zuviel die Rede von den sogenannten Globalisierungszwängen. Damit soll der Eindruck erweckt werden, die Handlungsfähigkeit der Politik werde durch die Wirtschaft eingeschränkt. In Wahrheit hat in Zeiten der Globalisierung nicht die Politik an Handlungsspielräumen verloren, sondern die Politiker an Mut zu Entscheidungen.

Der Bundeskanzler rühmt in seiner Neujahrsansprache die Eröffnung der Transrapidstrecke in Shanghai. Frei nach dem Motto, wenn man schon Produkte wie den Transrapid nicht in Deutschland auf die Schiene bringen kann, dann soll man sie wenigstens im Ausland einweihen. Wie viele Arbeitsplätze in Deutschland hätten wir eigentlich schon längst durch den Export des Transrapid schaffen können, wenn nicht die grünen Fortschrittsverhinderer jede Innovation verzögern und verschleppen würden. Der Fortschritt kann in Zeiten der Globalisierung nicht mehr verhindert werden, er wird allenfalls verlagert. Und der technologische Fortschritt ist die eigentliche Chance für den Umweltschutz. Es geht bei der Globalisierung auch um die Globalisierung des ökologischen Bewusstseins. Umwelt macht nämlich nicht an nationalen Grenzen halt.

Wer bei der Globalisierung nur die Risiken sieht, der verpasst auch alle Chancen. Die Globalisierung ist nicht nur ein ökonomisches Phänomen. Die Globalisierung birgt zugleich auch die Chance auf eine Globalisierung von Werten, von Bewusstsein, von Rechtsstaatlichkeit und von Menschenrechten. Wandel durch Handel war einst die Devise zwischen West und Ost. Wandel durch Handel kann ein weltumspannender Weg für Humanismus und Aufklärung in Zeiten der Globalisierung sein.

2. Die Reform der sozialen Sicherungssysteme verlangt auch unbequeme Wahrheiten.

Aus dem liberalen Sozialstaat, der seine Hilfe auf die wirklich Bedürftigen konzentriert, ist in Deutschland längst ein Wohlfahrtsstaat geworden, der an alle ein wenig verteilt. Es ist ein Staatsdenken entstanden, dass den Bürger als Betreuungsfall ansieht und den Wohlfahrtsstaat als Betreuungsagentur für alle Lebenslagen beansprucht. Es muss die Aufgabe der Liberalen sein, aus dem Wohlfahrtsstaat wieder einen Sozialstaat mit Treffsicherheit zu machen. Der Wohlfahrtsstaat kostet immer mehr und leistet immer weniger. Eine Umkehr ist nur möglich, wenn wir uns auf die Tugenden der Bürgergesellschaft rückbesinnen. Die großen sozialen Sicherungssysteme müssen Schutz bei den großen Wechselfällen des Lebens bieten. Wer beispielsweise staatliche Hilfe zum Lebensunterhalt beansprucht, der muss, wenn er nicht krank ist oder Angehörige zu versorgen hat, dafür auch eine Gegenleistung erbringen. Und diese Bereitschaft zur Gegenleistung muss eine zwingende Voraussetzung für jede staatliche Unterstützung sein. Keine Leistung ohne die Bereitschaft zur Gegenleistung, das macht den Sozialstaat treffsicher und nützt den wirklich Bedürftigen und nicht den Findigen. Liberale Sozialpolitik schützt die Schwachen vor den Starken, aber liberale Sozialpolitik schützt auch die Schwachen vor den Faulen.

Leistung muss sich lohnen. Das gilt in der Steuerpolitik, aber es gilt nicht weniger in der Sozialpolitik. Wenn man in Deutschland mit staatlichen Lohnersatzleistungen und dazu noch etwas Schwarzarbeit mehr verdienen kann als mit ehrlicher harter Arbeit, dann haben wir einen Fehler im System. Wer arbeitet muss mehr haben als derjenige, der nicht arbeitet.

Aber auch die Beitragsfinanzierung von sozialen Sicherungssystemen muss gründlich reformiert werden.

Die zuständige Ministerin sagte dazu in der Haushaltsdebatte vor kurzem, die deutsche gesetzliche Rentenversicherung sei ein sicheres System. Renten- und Krankenversicherung machten derzeit konjunkturbedingt eine schwierige Phase durch. Dieses Denken ist eine Art von unterlassener Hilfeleistung gegen die junge Generation. In der Rentenpolitik müssen drei Ziele verfolgt werden, nämlich Beitragsstabilität, Rentensicherheit und Generationengerechtigkeit. Keines dieser drei Ziele wird durch die Politik der rot-grünen Bundesregierung erreicht. Trotz fünf Stufen Ökosteuer und den damit verbundenen Einnahmen in Höhe von 63 Milliarden Euro ist die Bundesregierung nicht in der Lage die Rentenversicherungsbeiträge zu stabilisieren. Es wird ihr nicht gelingen, wenn die Bedrohung unseres Rentensystems durch die demografische Entwicklung nicht endlich ernst genommen wird. Wir brauchen in der Rentenversicherung einen deutlichen demografischen Faktor, wir brauchen eine längere Lebensarbeitszeit und wir brauchen eine kapitalgedeckte Vorsorge. Den demografischen Faktor haben wir eingeführt. Er ist direkt nach der Bundestagswahl 1998 von Herrn Schröder, Herrn Fischer und Herrn Lafontaine gekippt worden. Dieser Fehler muss korrigiert werden. Zur Lebensarbeitszeit: Die Vorschläge, dass Rentenzugangsalter auf 67 oder gar 70 Jahre anzuheben sind einfach nicht überzeugend. Nicht das gesetzliche Renteneintrittsalter muss angehoben werden, sondern das reale Renteneintrittsalter. Es liegt derzeit bei etwa 60 Jahren. Nur 37 % der Menschen zwischen 55 und 64 sind in Deutschland noch berufstätig. Das Thema Lebensarbeitszeit ist nicht zu trennen vom Berufseintrittsalter der jungen Generation. Wenn das Durchschnittsalter unserer Hochschulabsolventen bei derzeit 29 Jahren liegt, dann ist der Zusammenhang zwischen einer Bildungsreform und der Beitragsstabilität bei den sozialen Sicherungssystemen offensichtlich. Ein Jahr mehr Lebensarbeitzeit bedeutet eine Entlastung der Rentenkassen um etwa 1 %-Punkt.

Langfristig muss die private Vorsorge die gesetzliche Rentenversicherung ergänzen und soweit ersetzen, dass die Altersvorsorge zu etwa 50 % auf der privaten und betrieblichen Vorsorge beruht. Die umlagefinanzierte gesetzliche Rentenversicherung muss Schritt für Schritt zu einer beitragsfinanzierten Grundsicherung umgebaut werden. Die gesetzliche Rente braucht einfach mehr Anreize für private Vorsorge. Wir brauchen anstelle der gesetzlichen Pflichtversicherung eine gesetzliche Versicherungspflicht.

Es soll der freien und individuellen Entscheidung eines jeden Bürgers überlassen sein, wie und wo er der Versicherungspflicht für die großen Risiken nachkommt. Unser Gesundheitssystem ist außer Kontrolle geraten. Die Menschen werden älter, und wir alle wollen gesund älter werden. Das stellt auch neue Herausforderungen an die Hochleistungsmedizin. Wir Liberalen wollen keine rationierte Medizin, die Menschen nach Alter abschätzt und sagt: Diese Operation bekommt der Mensch mit 75 nicht mehr. Diese nicht mehr ab 80. Das ist keine Gesellschaft, in der wir leben wollen. Wir müssen deshalb wirtschaftliche Anreize in das Gesundheitssystem einbauen. Auch gesetzliche Krankenkassen müssen einen Bonus, Wahltarife oder zum Beispiel Beitragsrückerstattungen anbieten können. Wer Vollkasko will, zahlt den Vollkaskopreis. Andere wollen lieber Teilkasko mit Eigenbeteiligung. Sie wollen maßgeschneiderte Verträge, Wahlmöglichkeiten und Gestaltungsspielräume. Nicht der Liberale, der ihn reformieren will, gefährdet den Sozialstaat, Derjenige gefährdet den Sozialstaat, der diese grundsätzlichen Reformen verweigert. All das muss endlich ausgesprochen werden. Politik kann sich nicht bei allen beliebt, sondern muss sich ums Ganze verdient machen. Das ist die geistige Führung, die wir bei Rot-Grün vermissen und die Deutschland so dringend braucht. 

3. Forschung, Bildung und Ausbildung legen die Grundlagen für den Wohlstand in unserer Zukunft

Es wird in Deutschland mehr Geld für Subventionen ausgegeben als für Bildung. Das ist die Schieflage der Zukunftsfinanzierung. Schon heute sind 20 % der jungen Menschen nicht mehr ausbildungsfähig. 9 % haben keinen Schulabschluss, 14 % keinen Berufsabschluss in Deutschland. So wird die Bildung zur zentralen sozialen Frage des 21. Jahrhunderts.

Das deutsche Bildungswesen, das einmal als das beste der Welt galt, ist im internationalen Vergleich stark zurückgefallen. Unsere Bildungsinstitutionen sind weder vorbildlich noch leistungsfähig, sondern sträflich unterfinanziert, unterbesetzt, überfordert, überverwaltet und alles andere als wettbewerbsfähig.

Es ist der Verdienst der 68er-Generation, die Verkastung des Bildungswesens aufgebrochen zu haben. Aber die 68er haben Chancengleichheit später zu oft mit Gleichmacherei verwechselt. Liberale wollen Chancengleichheit. Aber Chancengleichheit heißt nicht Ergebnisgleichheit. 

Kaum noch jemand in Deutschland traut sich eine Elitendiskussion zu führen. Elite, dass klingt in den Ohren vieler nach elitär. Aber so wie wir Eliten im Sport brauchen, so brauchen wir sie auch in der Bildung, der Forschung und der Wissenschaft. Ein Land, das keine Eliten herausbildet, kann die Zukunft nicht gewinnen. Wir dürfen als Land nicht aufhören danach zu streben, zu den Besten zu gehören. Deswegen muss der Wille von jungen Menschen zu den Besten zu gehören auch gefördert werden. Der Wille zum Erfolg ist trainierbar. Das wissen wir nicht nur aus dem Sport. Wer der jungen Generation das Streben nach Leistung ersparen will, nimmt hin, dass sie weniger wissbegierig, weniger neugierig wird. Nur ein wettbewerbliches Bildungssystem, das den Bildungseinrichtungen mehr Entscheidungsfreiheit gibt, ist in der Lage, die notwendige Breitenförderung mit der notwendigen Spitzen- und Begabtenförderung zu verbinden.

Dazu gehört auch, dass wir mit Bildung so früh wie möglich anfangen, denn Bildungsdefizite in den ersten fünf Jahren können von der Schule nicht mehr aufgeholt werden. Deshalb brauchen wir eine gute Erziehung in Kindertagesstätten und Kindergärten. Es kann aber nicht sein, dass wir den Schulen und Kindergärten die ganze Verantwortung für die Erziehung zuschieben. Primär werden unsere Kinder an einem anderen Ort geprägt: in der Familie.

Deshalb spielt für uns Familienpolitik eine zentrale Rolle. Familien sind für uns Verantwortungsgemeinschaften, in denen Menschen Bindungen eingehen und füreinander einstehen. Ohne Kinder keine Zukunft. Deshalb wollen wir die Voraussetzungen schaffen, dass wieder mehr junge Menschen sich für Familie entscheiden können. Durch eine bessere Vereinbarkeit von Kindern und Beruf, durch steuerliche Entlastungen für Familien, durch bessere Schulen und eine Erweiterung der Ganztagsschulangebote.

Das natürliche Streben des Einzelnen an die Spitze zu gelangen durch eigene Leistung ist gut für die ganze Gesellschaft, für diejenigen, die es schaffen, aber auch für diejenigen, denen nicht der ganze Erfolg gegönnt ist. Das die Eliteuniversitäten mit internationalem Ruf außerhalb Deutschlands und nicht innerhalb Deutschlands entstehen, ist eine dramatische Fehlentwicklung für Deutschland. Denn die Globalisierung, also der Wohlstand unseres Landes, wird sich letzten Endes am Wettbewerb der Bildungssysteme und am Wettbewerb um die intelligentesten Köpfe und Ideen der Welt entscheiden. Liberale Bildungspolitik muss die ehrgeizigste Bildungspolitik sein.

4. Kontinuität und Verlässlichkeit bestimmen den Kurs der liberalen Außenpolitik

Deutschland hat sich nach dem 2. Weltkrieg Vertrauen in der Welt erworben. Unser Kapital ist unser Ansehen als verlässlicher Partner in der Welt. Dieses Kapital konnten wir für die Einheit Deutschlands in Frieden und Freiheit einsetzen. Unsere europäische Identität und unsere transatlantische Orientierung sind Grundpfeiler unserer Außenpolitik. Von Hans-Dietrich Genscher habe ich den klugen Satz gelernt: "Wenn es um die Grundpfeiler der Außenpolitik geht, dann müssen sich auch Oppositionsparteien so verhalten, als seien sie in der Regierung." Zur Kontinuität der deutschen Außen- und Sicherheitspolitik stehen wir Freien Demokraten, gleichgültig ob in der Regierung oder in der Opposition. Wir haben diese Außenpolitik maßgeblich geprägt. Liberale Außenpolitik von Walter Scheel, Hans-Dietrich Genscher und Klaus Kinkel hat im deutschen Interesse Vertrauen in der Welt aufgebaut.

Herr Schröder und Herr Fischer haben im Wahlkampf mit der Kriegsangst gespielt. Und sie haben dabei außenpolitisches Ansehen verspielt. Keiner von uns weiß, wie der Bericht der Inspektoren ausfallen wird und keiner von uns weiß, wie dann die Vereinten Nationen im Hinblick auf eine militärische Intervention im Irak entscheiden werden. Aber eines wissen wir aus unserer Geschichte. Deutsche Außenpolitik muss eingebettet sein in die Völkergemeinschaft. Die Vereinten Nationen müssen entscheiden und werden entscheiden. Dieser Entscheidung kann sich Deutschland nicht entziehen.

In der Außenpolitik wird immer wieder die Meinung vertreten, es gäbe zuviel Amerika. Es gibt in der Außenpolitik nicht zuviel Amerika, es gibt zuwenig Europa. Unsere Chance ist die gemeinsame europäische Außen- und Sicherheitspolitik. Die europäische Haltung ist gerade im Irak-Konflikt nicht eindeutig. Großbritannien steht ohne Bedingungen zu den USA. Die deutsche Bundesregierung steht ohne Bedingungen gegen die USA. Und der Motor der europäischen Einigung, die deutsch-französische Freundschaft ist ins Stottern geraten. Was kunstvolle Diplomatie ist, merkt man erst , wenn sie nicht mehr da ist.

Ich erinnere mich noch gut an die leidenschaftliche Kritik des früheren Oppositionspolitikers Joschka Fischer, die damalige Bundesregierung und Bundesaußenminister Klaus Kinkel mache mit der Volksrepublik China zuviel Geschäft und achte zuwenig auf die Menschenrechte. Bei der Jungfernfahrt des Transrapid in China ist das Thema Menschenrechte allerdings völlig unter die Räder gekommen. Es wurde gerade mal angemurmelt.

Mit dem jetzt beschlossenen Weg für neue Mitglieder der mittel- und osteuropäischen Staaten geht die Europäische Union einen richtigen und wichtigen Schritt in die Zukunft. Europa ist nicht zuerst eine Wirtschafts-, sondern eine Friedensfrage. Und Europa ist mehr als nur Westeuropa. Die ost- und mitteleuropäischen Staaten haben sich aus dem Joch der Unfreiheit aus eigener Kraft befreit. Viele schmerzliche innere Reformen haben sie durchgeführt. Diese Gesellschaften sind demokratisch stabil, sie gehören kulturell und geografisch zu uns. Und gerade wir Deutschen profitieren von der Erweiterungsidee, wenn wir sie auch für die Menschen hier verträglich und verständlich gestalten. Wer zur Europäischen Union gehören will, muss sich auch rechtsstaatlich zur europäischen Wertegemeinschaft bekennen. Wenn die Vertreter der deutschen politischen Stiftungen in der Türkei für ihre Arbeit unter Anklage gestellt werden, können wir nicht einfach zur Tagesordnung übergehen. Solange die Türkei die wirtschaftlichen und rechtsstaatlichen Reformen nicht vollzogen und verinnerlicht hat, nimmt eine konkrete Beitrittsperspektive nur den notwendigen Veränderungs- und Reformdruck von ihr.

5. Die Sicherung der inneren Liberalität braucht eine Wertedebatte in Deutschland

Zur Freiheit gehört die Vielfalt. Vielfalt in der Marktwirtschaft heißt Wettbewerb. Vielfalt in der Gesellschaft heißt Toleranz. Intoleranz und Gewalt sind Verstöße gegen die Menschlichkeit in unserer Gesellschaft. Toleranz darf dabei nicht mit Beliebigkeit und Gleichgültigkeit verwechselt werden. Deutschland steht am Beginn einer Wertedebatte. Wachsender Werte- und Orientierungsverlust ist gerade für Liberale ein alarmierendes Zeichen.

Wir brauchen im wohlverstandenen nationalem Interesse eine gesteuerte Zuwanderung. Sie muss sich an den Erfordernissen des Arbeitsmarktes und der hier lebenden Bevölkerung orientieren. Das heißt konkret, dass die Bemühungen und die Verpflichtungen für die Integration verstärkt werden müssen. Es muss die Regel gelten: Keine Migration ohne Integration. Wer nach Deutschland kommen will, muss bereit sein, unser Wertesystem zu respektieren. Wir können nicht hinnehmen, wenn mit religiöser Begründung Mädchen von der Schule ferngehalten und Frauen diskriminiert werden. Voraussetzung für jede Integration ist das Erlernen der Landesprache. Wer auf Dauer nach Deutschland kommen will, muss bereit sein, die deutsche Sprache zu lernen. Wer dazu nicht bereit ist, kann nicht auf Dauer in Deutschland leben.

Was hält unsere Gesellschaft zusammen? Wir müssen aufhören, die falschen Gegensätze zu konstruieren. Respekt, Aufmerksamkeit und Höflichkeit gegenüber anderen sind nicht das Gegenteil von Selbstbewusstsein. Fleiß und Disziplin nicht das Gegenteil von Kreativität, Spontaneität und Ideenreichtum.

Fleiß, Disziplin, Ehrlichkeit und Aufrichtigkeit sind keine Sekundärtugenden. Es sind die Werte, die unser Land und unsere Gesellschaft zusammen halten. Es ist das, was wir gegenseitig aneinander schätzen: Dass wir voreinander Respekt haben. Dass wir uns dadurch auch respektieren, dass wir uns selber einbringen, wo wir es selber können. Dass wir auf Toleranz setzen.

Das alles und mehr ist der Weg der Liberalen. Es ist der beste Weg für Deutschland. Wir werden auf diesem Weg noch manche Höhen und Tiefen erleben. Das war in dieser Partei nie anders. Das schult und stärkt. Das sage ich Ihnen auch ganz persönlich.

Aber wenn wir die Willensstärke, die Entschlossenheit und den Kampfesmut gemeinsam aufbringen, dann führt unser Weg in die erste Liga. Und da wollen wir hin. Und da gehört der Liberalismus hin.

